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§ 1. Über die religiöse Erziehung eines Kindes bestimmt die freie Einigung der Eltern, soweit 
ihnen die Pflege und Erziehung zustehen. 
Die Einigung ist jederzeit widerruflich und wird durch den Tod eines Ehegatten gelöst. 
 
§ 2. (1) Besteht eine solche Einigung nicht oder nicht mehr, so gelten auch für die religiöse 
Erziehung die Vorschriften des ABGB über die Pflege und Erziehung.  
 (2) Es kann jedoch während bestehender Ehe von keinem Elternteil ohne die Zustimmung 
des anderen bestimmt werden, daß das Kind in einem anderen als dem zur Zeit der 
Eheschließung gemeinsamen Bekenntnis oder in einem anderen Bekenntnis als bisher 
erzogen, oder daß ein Kind vom Religionsunterricht abgemeldet werden soll.  
 (3) Wird die Zustimmung nicht erteilt, so kann die Vermittlung oder Entscheidung des 
Vormundschaftsgerichts beantragt werden. Für die Entscheidung sind, auch soweit ein Fall 
des § 176 ABGB nicht vorliegt, die Zwecke der Erziehung maßgebend. Vor der Entscheidung 
sind die Ehegatten sowie erforderlichenfalls Verwandte, Verschwägerte und die Lehrer des 
Kindes zu hören, wenn es ohne erhebliche Verzögerung oder unverhältnismäßige Kosten 
geschehen kann. Das Kind ist zu hören, wenn es das zehnte Jahr vollendet hat.  
 
§ 3. (1) Stehen dem Vater oder der Mutter die Pflege und Erziehung neben einem dem Kind 
bestellten Vormund oder Sachwalter zu, so geht bei einer Meinungsverschiedenheit über die 
Bestimmung des religiösen Bekenntnisses, in dem das Kind erzogen werden soll, die 
Meinung des Vaters oder der Mutter vor, es sei denn, daß dem Vater oder der Mutter das 
Recht der religiösen Erziehung auf Grund des § 176 ABGB entzogen ist.  
 (2) Stehen die Pflege und Erziehung eines Kindes einem Vormund oder Sachwalter allein zu, 
so hat dieser auch über die religiöse Erziehung des Kindes zu bestimmen. Er bedarf dazu der 
Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. Vor der Genehmigung sind die Eltern sowie 
erforderlichenfalls Verwandte, Verschwägerte und die Lehrer des Kindes zu hören, wenn es 
ohne erhebliche Verzögerung oder unverhältnismäßige Kosten geschehen kann. Auch ist das 
Kind zu hören, wenn es das zehnte Lebensjahr vollendet hat. Weder der Vormund noch der 
Sachwalter können eine schon erfolgte Bestimmung über die religiöse Erziehung ändern.  
 
§ 4. Verträge über die religiöse Erziehung eines Kindes sind ohne bürgerliche Wirkung. 
 
§ 5. Nach der Vollendung des vierzehnten Lebensjahrs steht dem Kind die Entscheidung 
darüber zu, zu welchem religiösen Bekenntnis es sich halten will. Hat das Kind das zwölfte 
Lebensjahr vollendet, so kann es nicht gegen seinen Willen in einem anderen Bekenntnis als 
bisher erzogen werden. 
 
§ 6. Die vorstehenden Bestimmungen sind auf die Erziehung der Kinder in einer nicht 
bekenntnismäßigen Weltanschauung entsprechend anzuwenden. 
 
§ 7. Für Streitigkeiten aus diesem Gesetz ist das Vormundschaftsgericht zuständig. Ein 
Einschreiten von Amts wegen findet dabei nicht statt, es sei denn, daß die Voraussetzungen 
der §§ 176 und 177 ABGB vorliegen. 
 
 
 
 



Auszug aus dem ABGB 
 
 
Erlöschen der Obsorge  
 
§ 172. (1) Die Obsorge für das Kind erlischt mit dem Eintritt seiner Volljährigkeit. 
 
(2) Der gesetzliche Vertreter hat dem volljährig gewordenen Kind dessen Vermögen sowie 
sämtliche dessen Person betreffenden Urkunden und Nachweise zu übergeben. 
 
§§ 173 und 174 aufgehoben.  
 
§ 175. Ein verheiratetes minderjähriges Kind steht hinsichtlich seiner persönlichen 
Verhältnisse einem Volljährigen gleich, solange die Ehe dauert. 
 
Entziehung oder Einschränkung der Obsorge  
 
§ 176. (1) Gefährden die Eltern durch ihr Verhalten das Wohl des minderjährigen Kindes, so 
hat das Gericht, von wem immer es angerufen wird, die zur Sicherung des Wohles des Kindes 
nötigen Verfügungen zu treffen. Besonders darf das Gericht die Obsorge für das Kind ganz 
oder teilweise, auch gesetzlich vorgesehene Einwilligungs- und Zustimmungsrechte, 
entziehen. Im Einzelfall kann das Gericht auch eine gesetzlich erforderliche Einwilligung 
oder Zustimmung ersetzen, wenn keine gerechtfertigten Gründe für die Weigerung vorliegen. 
 
(2) Solche Verfügungen können von einem Elternteil, etwa wenn die Eltern in einer wichtigen 
Angelegenheit des Kindes kein Einvernehmen erzielen, den sonstigen Verwandten in gerader 
aufsteigender Linie, den Pflegeeltern (einem Pflegeelternteil), dem Jugendwohlfahrtsträger 
und dem mündigen Minderjährigen, von diesem jedoch nur in Angelegenheiten seiner Pflege 
und Erziehung, beantragt werden. Andere Personen können solche Verfügungen anregen. 
 
(3) Die gänzliche oder teilweise Entziehung der Pflege und Erziehung oder der Verwaltung 
des Vermögens des Kindes schließt die Entziehung der gesetzlichen Vertretung in dem 
jeweiligen Bereich mit ein; die gesetzliche Vertretung in diesen Bereichen kann für sich allein 
entzogen werden, wenn die Eltern oder der betreffende Elternteil ihre übrigen Pflichten 
erfüllen. 
 
(4) Fordert das Gesetz die Einwilligung oder Zustimmung der mit Pflege und Erziehung 
betrauten Personen (Erziehungsberechtigten), so ist die Erklärung der mit der gesetzlichen 
Vertretung in diesem Bereich betrauten Person notwendig, aber auch hinreichend, sofern nicht 
Abweichendes bestimmt ist. 
 
§ 176a. aufgehoben  
 
§ 176b. Durch eine Verfügung nach den § 176 darf das Gericht die Obsorge nur so weit 
beschränken, als dies zur Sicherung des Wohles des Kindes nötig ist. 
 
§ 177. (1) Wird die Ehe der Eltern eines minderjährigen ehelichen Kindes geschieden, 
aufgehoben oder für nichtig erklärt, so bleibt die Obsorge beider Eltern aufrecht. Sie können 
jedoch dem Gericht - auch in Abänderung einer bestehenden Regelung - eine Vereinbarung 
über die Betrauung mit der Obsorge vorlegen, wobei die Betrauung eines Elternteils allein 
oder beider Eltern vereinbart werden kann. Im Fall der Obsorge beider Eltern kann diejenige 



eines Elternteils auf bestimmte Angelegenheiten beschränkt sein. 
 
(2) In jedem Fall einer Obsorge beider Eltern haben sie dem Gericht eine Vereinbarung 
darüber vorzulegen, bei welchem Elternteil sich das Kind hauptsächlich aufhalten soll. Dieser 
Elternteil muss immer mit der gesamten Obsorge betraut sein. 
 
(3) Das Gericht hat die Vereinbarung der Eltern zu genehmigen, wenn sie dem Wohl des 
Kindes entspricht. 
 
§ 177a. (1) Kommt innerhalb angemessener Frist nach Scheidung, Aufhebung oder 
Nichtigerklärung der Ehe der Eltern eine Vereinbarung nach § 177 über den hauptsächlichen 
Aufenthalt des Kindes oder über die Betrauung mit der Obsorge nicht zustande oder 
entspricht sie nicht dem Wohl des Kindes, so hat das Gericht, wenn es nicht gelingt eine 
gütliche Einigung herbeizuführen, zu entscheiden, welcher Elternteil künftig allein mit der 
Obsorge betraut ist. 
 
(2) Sind beide Eltern gemäß § 177 nach Scheidung, Aufhebung oder Nichtigerklärung ihrer 
Ehe mit der Obsorge betraut und beantragt ein Elternteil die Aufhebung dieser Obsorge, so 
hat das Gericht, wenn es nicht gelingt eine gütliche Einigung herbeizuführen, nach Maßgabe 
des Kindeswohles einen Elternteil allein mit der Obsorge zu betrauen. 
 
§ 177b. Die vorstehenden Bestimmungen sind auch anzuwenden, wenn die Eltern eines 
minderjährigen ehelichen Kindes nicht bloß vorübergehend getrennt leben. Doch entscheidet 
das Gericht in einem solchen Fall über die Obsorge nur auf Antrag eines Elternteils." 
 
Informations- und Äußerungsrechte  
 
§ 178. (1) Soweit ein Elternteil nicht mit der Obsorge betraut ist, hat er, außer dem Recht auf 
persönlichen Verkehr, das Recht, von demjenigen, der mit der Obsorge betraut ist, von 
wichtigen Angelegenheiten, insbesondere von beabsichtigten Maßnahmen nach § 154 Abs. 2 
und 3, rechtzeitig verständigt zu werden und sich hiezu in angemessener Frist zu äußern. 
Findet trotz Bereitschaft des nicht mit der Obsorge betrauten Elternteils ein persönlicher 
Verkehr mit dem Kind nicht regelmäßig statt, so stehen diese Rechte auch in minderwichtigen 
Angelegenheiten zu, sofern es sich dabei nicht bloß um Angelegenheiten des täglichen Lebens 
handelt. Die Äußerung ist zu berücksichtigen, wenn der darin ausgedrückte Wunsch dem 
Wohl des Kindes besser entspricht. 
 
(2) Kommt der mit der Obsorge betraute Elternteil seinen Pflichten nach Abs. 1 beharrlich 
nicht nach, so hat das Gericht auf Antrag, sofern das Wohl des Kindes gefährdet scheint, auch 
von Amts wegen angemessene Verfügungen zu treffen. 
 
(3) Würde die Wahrnehmung der Rechte nach Abs. 1 das Wohl des Kindes ernstlich 
gefährden oder nimmt sie der mit der Obsorge nicht betraute Elternteil in 
rechtsmissbräuchlicher oder für den anderen in unzumutbarer Weise in Anspruch, so hat das 
Gericht diese Rechte auf Antrag einzuschränken oder ganz zu entziehen. Die Rechte nach 
Abs. 1 entfallen, wenn der mit der Obsorge nicht betraute Elternteil grundlos das Recht des 
Kindes auf persönlichen Verkehr ablehnt." 
 
Berücksichtigung des Kindeswohls  
 
§ 178a. Bei Beurteilung des Kindeswohls sind die Persönlichkeit des Kindes und seine 



Bedürfnisse, besonders seine Anlagen, Fähigkeiten, Neigungen und 
Entwicklungsmöglichkeiten, sowie die Lebensverhältnisse der Eltern entsprechend zu 
berücksichtigen. 


